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Nr. 161. Mittwoch den 12. Juli 1922

Die Verhandlungen zwiſchen Berlin und Paris einerſeits
und London andererſeits, ferner zwiſchen London und Paris
und London und Waſhington wurden fieberhaft fortgeſetzt.
Poinceare bleibt grundſätzlich ziemlich ſtörriſch, denn er darf
ſeinen ſchroffen Standpunkt, der ihm das letzte Vertrauens-
votum eingebracht hat, nicht ſo ohne weiteres preisgeben.

In London glaubt man indes an eine Neigung zur
Nachgiebigkeit Frankreichs, die man durch amerikaniſche
Einwirkung zu fördern hofft. Jndes iſt noch alles unklar und
ungewiß. Poincare ſträubt ſich gegen den Zuſammentritt
des Oberſten Rates, ſoll aber mit einer Beratung der Bot-
ſchafter einverſtanden ſein.

eine nenen
Paris, 11. Juli Poincare erklärte einem Vertreter

der „Daily Mail“, er überſchaue klar die Gefahr der gegen
wärtigen Sitnation. Er würde die Angelegenheit Frank-
reichs in den Linien einer gerechten europäiſchen Politik
führen. Gegenüber dem deutſchen Drucke, der durch die
»deutſchen Finanziers herbeigeführt wurde, deren gefährliche
und fſelbſtſüchtige Politik durch die Ohnmacht der deuw-
ſchen Politik unterſtützt werde, würde Poineare nicht das
Recht des Einmarſches der franzöſiſchen Truppen in An
ſpruch nehmen. Poineare wünſche, daß eine Politik der
Stärke durchgeführt werde, aber dies ſolle durch eine gemein
fame Aktion der Alliierten geſchehen. Frankreich will ſich
auf keine Abenteuerpolitik einlaſſen. Für den neuen Oberſten
Rat ſoll durch die Sachverſtändigen die Tagesordnung und
beſtimmte Beſchlüſſe ſorgfältig verbreitet werden, damit man
nicht in die Verlegenheit gebracht werde, Augenblicksentſchei-
dungen zu treffen. Poincare hofft, daß auf dieſe
die Einigkeit unter den Alliierten in den nächſten Monaten
aufrecht erhalten werden kann. Gegenwärtig ſtehe man der
Tatſache gegenüber, daß das Deutſche Reich vankerott ſei,
während ſich die deutſchen Finanziers und Jnduſtriellen täg-
lich mehr bereichern. Poincare fordert eine ſtrengere Kon
trolle der deutſchen Finanzen durch die Alliierten, insbe-
ſondere ſollen die hohen Gewinne der deutſchen Induſtriellen
kontrolliert werden, weil nur auf dieſe Weiſe der deutſche
Kredit wiederhergeſtellt werden könne. Dann könne Deutſch-
land auch die Reparationen bezahlen

An einer anderen Stelle teilt dasſelbe Blatt mit, daß
Vereinbarungen zwiſchen Poincare und Lloyd George ge
troffen wurden, wonach der franzöſiſche Miniſterpräſident

Sanktionen

Weiſe

Um das Morgtorium.
ſich Ende Juli nach London begeben werde, um die deut-
ſchen Reparationen und die geſamte internationale Finanz-
lage zu erörtern.

Ermäßigung der Jnlirate?
Paris, 11. Juli. Die Reparationskommiſſion ver-

öffentl. folg. amtl. Mitteilung: Entſprechend der Enſchließung
vom 21. März 1922, durch die die deutſchen Zahlungen
im Jahre 1923 feſtgelegt wurden, hat die Kommiſſion in
ihrer geſtrigen Sitzung beſchloſſen, auf die Frankreich von
Deutſchland zu leiſtenden Zahlungen einen Betra von
17 896 602 Mark und 30 Pfg. einzurechnen. Der Betrag.
den Deutſchland am 15. Juli noch zu zahlen hat, verringert
ſich von 50 Millionen auf 32 107 397,70 Mark.

Um die Reparationen.
Wie wir aus Berlin zuverläſſig hören, haben neuer-

dings wieder Verhandlungen zwiſchen der engliſchen und
franzöſiſchen Regierung über die Reparationsfrage einge-
ſetzt. Dieſe Verhandlungen ſind von Mitgliedern der ameri
kaniſchen Regierung veranlaßt, die bereits zwiſchen Eng-
land und Amerika eine Verſtändigung erzielt haben und
Wert darauf legen, daß ſich auch Frankreich in der Repa
rationsangelegenheit zu weitgehenden Zugeſtändniſſen ent
ſchließt. Amerika iſt bereit, Deutſchland zu helfen, es legt
aber Wert darauf, daß franzöſiſcherſeits die Bedingungen
erfüllt werden, die die Bankier- Konferenz geſtellt hat.

Das Worgtorium für zwei Jahre

Aus Berliner Re gierungskreiſen erfährt unſer Ver-
treter, daß Deutſchland um ein Moratorium für zwei Jahre
nachgeſucht hat.
Berlin vorliegenden Nachrichten noch zu keinem Ergebnis ge-
führt. Frankreich weigert ſich immer noch, das Moratorium
zu bewilligen. Jn der Berliner Regierung iſt man jedoch
der Auffaſſung, daß Frankreich nachgeben wird, da Deutſch-
land ſeine Zahlungen einſtellen muß. Bemerkenswert iſt,
daß in der Reparationskommiſſion engliſcherſeits die Auf-
faſſung vertreten wird, daß auch ein zweijähriges Mora-
torium nicht genüge, um die Lage Deutſchlands entſcheidend
zu beſſern. England iſt zu einem weitergehenden Mora-
torium bereit, wünſcht jedoch eine völlige Löſung des Repa-
rationsproblems, da neben dem Moratorium nach engliſcher
Auffaſſung auch ein Nachlaß der deutſchen Verpflichtungen
erfolgen und Deutſchland eine größere Anleihe gewährt
werden muß.

England kämpft demnach einſichtsvoller für die deutſchen
Jntereſſen als die Reichsregierung.
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Cageschront?
England will ein mehr als 2jähriges Moratorium und eine

Herabſetzung der deutſchen Tributſchuld erwirken.
Großes Minenexploſionsunglück in Groden bei Curhaven,.
Beendigung des Berliner Buchdruckerſtreits.
Zwei Verhaftungen Verdächtiger in der Rathengu-Mordſache

werden aus Wismar gemeldet.
Der Steuerausſchuß des Reichstags hat die

leihe mit 72,8 Milliarden begrenzt.
Schwere Bedenken der

das Schutzgeſetz.

Zwangsan-

Bertreter der Beamtenſchaft gegen

Vermeidung der inneren Krie,

Wie uns von parlamentariſcher Seite mitgeteilt wird,
ſoll die innerpolitiſche Kriſe in der Weiſe gelöſt werden,
daß weder die Deutſche Volkspartei, noch die Unabhängigen
in die Regierung eintreten und ſich der Koalition an-
ſchließen, ſondern die Koalition in der bisherigen Weiſe be
ſtehen bleibt. Dagegen ſollen beide Parteien bereit ſein.
die Verpflichtung zu übernehmen, ſowohl die Regierung
zu unterſtützen, wie mit der Koalition zuſammen zu arbeiten.
Sie haben bereits die Verpflichtung übernommen, das Ge-
ſetz zum Schutze der Republik in der jetzigen Faſſung zu

unterſtützen und ihm zur Annahme zu verhelfen (7?).

Stegerwald für Erweiterung der Koalition durch die Volks
partei.

Eſſen, 11. Juli. Stegerwald kam auf der Konferenz der
Leere des Deutſchen Gewerkſchaftsbundes und der

mentlich hält er die Einbeziehung der Deutſchen Volkspartei,
die die Jnduſtrie und einen Teil der Landwirtſchaft umfaſſe,
für unbedingt nötig, in erſter Linie mit Rückſicht auf die
außenpolitiſche Wirkung und dann, um die in der Deutſchen
Volkspartei waltenden Kräfte zur furchtbringenden inner-
politiſchen Arbeit zu bringen. Die Kräfte von rechts müßten
zur Opfer gemeinſchaft und zur Opfergeſinnung gebracht
werden, ſtatt daß ſie ſich um die gegenwärtige Staatsform
ſtritten.

Die Hoffnung auf Annahme des Schutzgeſetzes.

Neben der geſtrigen Reichstagsvollſitzung wurde in
kleineren unverbindlichen Beſprechungen weiter der Verſuch
einer Einigung über die Mehrheit für das Republikſchutz-
geſetz gemacht. Die Deutſche Volkspartei legte dem Kanzler
einige Fragen vor, die die Handhabung des Geſetzes und
insbeſondere den Schutz von Wahlverſammlungen und die
Zulaſſung von Rechtsanwälten zum Staatsgerichtshof be-
treffen. Die Beſprechungen zwiſchen den verſchiedenen Par-
teien ſind noch nicht abgeſchloſſen, man glaubt jedoch
überwiegend, daß ein poſitives Ergebnis erzielt werden
dürfte.

Die Vertreter der Beamtenſſcaft zum Stuzgejetz.

Auf Einladung der Reichsregierung hatten ſich am
Dienstag nachmittag im Reichstag die Vertreter der Spitzen-
organiſation der Beamten verſammelt, um in Anweſenheit

ite ſowohl in ſeiner Hauptrede wie in ſeinem
ußwort auf die Koalitionserweiternng zu ſprechen. Na

der Mitglieder des Rechtsausſchuſſes des Reichstags zu dem
Geſetzentwurf über die Pflichten der Beamten zum Schutze
der Republik Stellung zu nehmen. Ein Vertreter der
Reichsregierung brachte den Geſetzentwurf zum Vortrag und
erörterte ſeine Beſtimmungen im Einzelnen. Der Vertreter
des allgemeinen utſchen Beamtenbundes billigte grund-
ſätzlich den Geſetzentwurf in ſeiner Tendenz: allerdings
äußerte er gewiſſe ſachliche Vorbehalte und Bedenken. Der
Deutſche Beamtenbund nahm dem Geſetzentwurf gegenüber
eine abwartende Haltung ein. Der Vertreter dieſes Bundes
war der Anſicht, daß das jetzt geltende Reichsbeamtengeſetz
bei richtiger Anwendung vollkommen genüge, um den Schutz

zweifellos politiſche

Es hat den Anſchein, als ob wir in den nächſten Tagen
in eine ſcharfe innerpolitiſche Kriſe hineinkommen werden.
Ein Streikfieber geht durch das ganze Reich. Und es hat
ſeine Urſache nicht allein in Lohnforderungen und den durch
die Teuerungsverhältniſſe bedingten Zuſtänden, ſondern hat

Untergründe. Das deutſche Volk und
die deutſche Wirtſchaft leben in einer Art Krampfzuſtand,
der ſich heute oder morgen zu epileptiſchen Anfällen ſteigern

kann. Dieſer Zuſtand iſt nichts anderes als die Folge der
Verzweiflung über die unmöglichen und immer unerträg-

Die Verhandlungen in Paris haben, nach in

licher werdenden wirtſchaftlichen und politiſchen Folgen
des Verſailler Vertrages und der Erfüllungspolitik. Es iſt
Verzweiflung an ſich ſelber, an Gott und an der Welt.
Dieſe Verzweiflung iſt das Ende jeder vernünftigen Ueber-
legung, iſt das Ende jeder Autorität, jeder ſtaatlichen und
wirtſchaftlichen Gebundenheit. Aus dieſer Verzwegflung
heraus ſtoßen die Maſſen gegen den Feind, wie und wo
ſie ihn ſehen, wie und wo ihnen ein kurzſichtiges Führer-
tum in jahrelanger Hetzarbeit ihn gezeigt hat. Heute, wo
dieſes Führertum in der Regierung ſitzt und Staatsnot
wendigkeiten und Einſicht predigt, wird es nicht ver
ſtanden, wird es beiſeite geſtoßen. Es erntet, was es geſät,
das Volk in ſeiner Geſamtheit aber muß die Rechnung
bezahlen.

Jm Ruhrbergbau iſt
Löhndifferenzen allein. In dieſer Hinſicht hat
faſt geeinigt. Sie entſpringt der dargelegten
der Unerträglichkeit, der wachſenden Verzweiflung. Die
Maſſen gleiten den Führern aus der Hand. Sie wollen gegen
den Feind vorgehen und wiſſen nicht, wo er ſteht. Die Er
regung will ſich Luft ſchaffen. Die freien gewerkſchaftlichen
Organiſationen haben einen Aufruf erlaſſen an die Ruhr-
bergleute. Darin fordern ſie gemäß dem Beſchluß der Re
vierkonferenz vom 29. Juni die Bergarbeiter auf, ſofort

Maſſenkündigungen vorzubereiten, d. h. in den Streik ein-
zutreten! Auf allen Zechen ſind die Kündigungszettel be-

Streikſtimmung. Nicht wegen
man „fech

reits angeklebt. Bis zum 12. Juli ſollen ſie ausgefülle
den von den Organiſationen ernannten Schachtleuten ab
geben werden. Zweck: die Forderungen der Bergleute mit
Gewalt durchzuſetzen. Am 18. Juli muß der beſtehende
Tarifvertrag gekündigt oder verlängert werden, ſonſt läuft
er am 1. Auguſt ab. Kommt es nicht zu einem neuen Ta
rifabſchluß, ſo iſt der Streik unvermeidlich. Der Kampf
geht um die Ueberſchichten. Die Unternehmer wollen den
ſchiedsgerichtlichen Abmachungen nur zuſtimmen, wenn die
Arbeiterſchaft ſich zur Ueberarbeit verpflichtet. Darin ſehen
die Arbeiter eine Beſeitigung des Siebenſtundentages. Die
chriſtlichen und polniſchen Bergarbeiterverbände haben die
Kündigungsaktion abgelehnt. Nur die freien ſozialdemo
kratiſchen Gewerkſchaften treiben zum Streik; ſodaß alſo
Kampf und Terror der Streikenden gegen die Arbeits-
willigen zu erwarten ſind. Es iſt keine Frage, daß der
Streik auf den ganzen deutſchen Kohlenbergbau übergreifen
wird. Und was das bedeutet, braucht kaum auseinanderge
ſetzt zu werden. Eine Lahmlegung des geſamten deutſchen
Wirtſchaftslebens innerhalb 8 Tagen wäre die Folge. Die
Eiſenbahn beſitzt Kohlenvorräte für höchſtens 6 Tage. Von
der Reichsregierung muß erwartet werden, daß ſie alles
tut, um das deutſche Volk vor einer ſolchen Kataſtrophe
zu bewahren. Ausgebrochen iſt ein Streik im Ruhrgebiey
bereits im Tiefbaugewerbe, der auch zu Ausſperrungen ge
führt hat. Ebenſo bei den Fabrik-Bauhandwerkern.

Die Differenzen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitneh
mern in der Textilinduſtrie haben ſich eher verſchärft
als ausgeglichen. Der Kampf geht um die 46-Stundenwoche.
Auch in der Textilinduſtrie iſt mit Streik zu rechnen
Die Kaſſen der Tertilarbeiter haben vom 23. Juni ab
Doppelbeiträge vorgeſchrieben.

Um das Bild zu vervollſtändigen, ſei angefügt, daß
in der „Roten Fahne“ in einem Aufruf an das Prole
tariat zu einem abermaligen halbtätigen Streik am Dienstag
aufgerufen wurde. Es bedarf kaum. eines Kommentars zu
dieſen innerpolitiſchen Gärungen, die eine kurzſichtige Re
gierungspolitik noch künſtlich gefördert hat.

er Republik zu erfüllen. Der Vertreter des Geſamtver-
bandes Deutſcher Beamten- und Staatsangeſtelltengewerk-
ſchaften äußerte ebenfalls ſtarke Bedenken gegen den Geſetz
entwurf Vor allem könnten gewiſſe Beſtimmungen dem
Denunziantentum Tür und Tor öffnen. Jn Ueberein-
ſtimmung mit dem Vorredner ſah der Vertreter des Geſamt-
verbandes einzelne Artikel als verfaſſungsändernd an. Der
Vertreter des Gewerkſchaftrings ſtellte ſich auf dem Boden
der Verfaſſung und erklärte ſich bereit, die Regierung in
allen Maßnahmen zu unterſtützen, die den Schutz der Repu-
blik beträfen. Eine rer Er rung jedoch zu dem
Geſetzentwurf könnte er zur it noch nicht geben. Der
Vertreter des Reichsbundes der höheren Beamten wies mit

Stimmung



Million Mark ſetzte die. Reichsregierung eine
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ernſtem Nachdruck darauf hin, daß ſich in den Kreiſen der
Beamtenſchaft, aus denen ſich die Mitglieder ſeiner Organi-
ſation rekrutierten, tiefgehende Erregung über den Geſetzentwurf zeige. Bad hrlichen Darlegungen betonte ereinzelne ſachüche Bedenken und lehnte im allgemeinen den

W fkenwurf als nicht tragbar für die höhere Beamten-
ſchaft ab.

70 Milliarden Zwangsanleihe.
Der Steueraſsſchuß des Reichstages ſetzte geſtern die

zweite Leſung des Zwangsanleihegeſetzes fort. Zunächſt
wurde über die geſtern zurückgeſtellte Frage der Zuſchläge
bei zu geringer Vorauszahlung abgeſtimmt. An-
genommen wurde hierzu folgender Antrag Dr. Fiſcher
(Demokrat): „Von der erhöhten Zeichnungspflicht kann ab-
geſehen werden, wenn Schätzungen des Vermögens mit un-

gewöhnlicher Schwierigkeit verbunden fſind, und wenn der
Zeichnungspflichtigen mit der Vorauszeichnung bei dem
Finanzamt unter Darlegung des Sachverhalts beantragt,
ihn von der erhöhten Zeichnungspflicht zu entbinden, falls
infolge verſchiedener Schätzung des Vermögens bei der end-
gültigen Feſtſetzung des Vermögens das endgültige Ver-
mögen das vorläufige Vermögen überſteigen ſollte“. Der
Zeichnungspreis wurde nach längerer Ausſprache wie folgt
feſtgeſetzt: Juli 94 Prozent, Auguſt 96 Prozent, September
98 Prozent, Oktober November 100 Prozent, Dezember
Prozent, Januar 102 Prozent, Februar 104 Prozent, vom
März ab 106 Prozent des Nennungswertes. Hierauf wurde
die Frage der Höhe der Anleihe zur Abſtimmung gebracht.

Ein Antrag Fiſcher (Demokrat) wurde angenommen,
wonach die Höhe der Zwangsanleihe auf 70 Milliarden feſt
geſetzt wird.
überſchießende Betrag ſoll zurückerſtattet, der etwa fehlende
Betrag mehr erhoben werden.

Ein Antrag Herold (Zentrum), die vorläufige V
anlegung zum Notopfer

angenommen. Sind Rechtsmittel eingelegt, ſo ſind dieſe
grundſätzlich durchzuführen, nur bei landwirtſchaftlichen, forſt-
wirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Grundſtücken ſollen die
Rechtsmittel, inſoweit ſie gegen die Bewertung mit nicht
mehr als den fachen Betrag abweichen, für erledigt
erklärt werden, wenn nicht eine Verringerung der Boden-
fläche oder eine Verſchlechterung derſelben wegen außer-
gewöhnlicher Natüreigniſſe vorliegt. Abg. Bernſtein (Soz.)
empfahl, dieſe „Beſtimmung als Schlußvorſchrift in das
Zwangsanleihegeſetz aufzunehmen.
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Der 70 Milliarden um mehr als 4 Prozent

von Oebisfelde zwei junge Leute mit Fahrrädern um 11
Uhr vormittags geſehen
dem der Mörder entſprechen ſoll. Der Eine ſoll ſi

er nant z
als endgültige gelten zu laſſen, roth und Major a. D. Pforte, ſämtlich aus Dresden,

ſofern keine Rechtsmittel dagegen eingelegt wurden, wird verhaftet worden. Gleichzeitig wurden eine Anzahl Perſonen

Abg. Dr. Becker, Heſſen (Deutſche Volkspartei) nahm
hierauf ſeinen Antrag wieder auf, daß das geſamte Ergeb-
nis der Zwangsanleihe zur Abdeckung der Sachlieferungen
an die Entente beſtimmt ſei. Staatsſekretär Zapf er
klärte, daß die Regierung einem ſolchen Antrag nicht
widerſprechen würde. Der Antrag wurde angenommen.

Damit iſt die zweite Leſung des Zwangsanleihegeſetzes
erledigt. Am. Mittwoch werden die Erbſchafts- und Ein-

kommenſtenergeſetze behandelt werden.

Deutſche Kommuniſten von Rußlands Gnaden!

Jn der „Freiheit“ findet ſich folgende hochintereſſante
Feſtſtellung über die finanzielle Abhängigkeit der Kommu-
niſten vom Sowjetrubel:

„Auf dem K. P. D.-Parteitag in Jena war von An-
hängern der ſogenannten Leviten der Antrag geſtellt: „An-
geſichts der fürchterlichen Hungersnot in Rußland auf jede
weitere Unterſtützung von dort zu verzichten und die ruſſi-
ſchen Geſinnungsgenoſſen zu bitten, die Summen für die
Hungernden zu verwenden.“

Der Antrag wurde in einer geheimen Sitzung nach
Auskunft der Zentrale der K. D. P. abgelehnt, weil
alles zu Grunde gehen müſſe, wenn die Zuſchüſſe aus Ruß-
land aufhörten.

Alſo nur mik Hilfe des Sowjetrubels kann die kommu-
niſtiſche Großſpurigkeit gedeihen.

verſchwinden. Selbſtverſtändlich verpflichtet ſind die Emp-
fänger ſolcher Geldſummen zu r Die berſtehen in der ungusgeſetzten Wühlerei dieſer Sowjetſöldlinge
gegen den Staat in ſeiner gegenwärtigen Geſtalt. Und dabeibemühen ſich gewiſſe Herren in den beiden ſozialiſtiſchen Par
teie immer noch ünf eine Vereinigung mit den Kommuniſten!
Wie lange noch wexden denkende deutſche Arbeiter geneigt
fein, derartigen Lockrufen Folge zu leiſten!

Die Mörderſuche.
Ein neuer Steckbrief der Rathenaun-Mörder.

Die Polizei gibt folgenden neuen Steckbrief der flüch-
tigen Rathenau Mörder aus:

Fiſcher: 1,78 Méter groß, braun gebrannt, ein
gefallenes Geſicht, blattes! Jakett, graue Militärhoſe, Waden
ſtrümpfe, ſchwarze Schuhe: grauer weicher Filzhut, auf
dem Fahrrad aufgeſchnallt, einen Ruckſack und einen Mantel.

Kern: Grauer gemuſterter Anzug aus Militärſtoff
(Pfeffer und Salz), Kniehoſen, graue Wickelgamaſchen,
ſchwarze Schuhe ebenfalls auf dem Fahrrade aufgeſchnallt,
Ruckſack und Mantel.

Beide Täter häben ſich in Lenzen neue Sachen gekauft,
mit denen ſie ihr Ausſehen verändern können: nämlich zwei
geſchloſſene grüne Sommerjoppen, grünliches Sporthemd
mit paſſendem Umlegekragen, hellblaues Leinenſporthemd,

weiche weiße Umlegekragen, blaugrüne bezw. graugrüne
Sportmützen. Sie haben weiche Hüte bei ſich. Die Polizei

fordert die weiteſte Oeffentlichkeit auf, die Behörden zu
unterſtützen. Arbekter, Landleute, Eiſenbahner und Forſt

beamte werden dringend gebeten, auf die Flüchtlinge zu
achten und alle Wahrnehmungen ſofort der nächſten Poli-
zei mitzuteilen. Der Hauptſtützpunkt des nach auswärts
entſandten Berlinec olizeikommandos befindet ſich zur Zeit
in Gardelegen und iſt auf dem Landratsamte durch Fern-
ſprechnummer 64 zus erreichen.
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Erhöhung der Belohnung auf zwei Millionen.
Außer der bereits ausgeſetzten Summe on auet

weitereMillion Mark aus, Und zwar lediglich für Perſonen, die
Fiſcher und Kern ergreifen oder zur rin und dem-

nächſtigen Ablieferukgag deutſche Behörden beitragen.
2Die Mörderhagd bei. Garvelegen.

T Rathenau Mörder geſtälteten ſich
rig, dir e Packebuſch

ngaben a
wurden, die ſi

herausſtellten. Der im

i d

der Bölkerung auf Spuren geleitet
leider nachträglich als irrtümli

e

Ohne ſie würde ſie glatt

ſeinen guten Verlauf. Man erwartet den Abſchluß des Abkom-

'hat, das noch heute von der Jugend unermüdlich geſungen

aufe des Nachmittags unter der Bevölterung der hie-
Verſe zu finden ſind. Jedenfalls aber zeigt ſich auch hierigen Gegend bekanntgewordene Aufruf des Berliner Polizei-

räſidenten hat eine ganze Reihe von Zeugen veranlaßt, die
ie Mörder geſehen haben wollen, ſich zu melden; doch

bedürfen ihre Angaben ſtrengſter Nachprüfung. Die an-
ſcheinend wichtigſte Meldung ſtammt von einem Volks-
ſchullehrer aus Oebisfelde, der einige Kilometer weſtlich

haben will, deren Signalemens
nach dem

Wege nach Weferlingen erkundigt haben. Zur Prüfung dieſer
Angaben ftühr der am Nachmittag in Gardelegen mittels
Autos aus Berlin eingetroffene Chef der Abteilung la
des Berliner Polizeipräſtidiums, Oberregierungsrat Weiß
ſogleich weiter nach Oebisfelde, wo er die in Betracht kom
menden Zeugen vernehmen will. Wenn auch die Mög-
lichkeit beſteht, daß dieſe Angaben richtig ſind und die
Täter bereits ſüdlicher als urſprünglich angenommen wurde,
vorgedrungen ſind, ſo werden einſtweilen die Fahndungen
in dem bisherigen engeren Nachforſchungskreis zwſchen
Packebuſch und Gardelegen fortgeſetzt.

Zwei Verhaſtungen.
11. Juli. Jm Zuſammenhang mit der Ver-

Rathenau- Mörder wurden zwei funge' Leute
Wismar,

folgung der
verhaftet.

v. Killinger nicht enthaftet?
ZDaut „Vorwärts“ und „Freiheit“ iſt der frühere Ka-

pitänleutnant v. Killinger, der vom Berliner Polizeipräſi-
dium wegen Verdachtes der Teilnahme am Rathenaumord
verhaftet worden war, dem Unterſuchungsrichter des Stagats-
gerichtshofes überwieſen worden. Damit geht der Fall v.
Killinger aus dem Bereich des preußiſchen Juſtizminiſters
über an den des Reichsjuſtizminiſters.

Neue Verhaftungen.

Jn Verbindung mit dem Rathenau-Morde und den in
letzter Zeit gemachten Waffenfunden ſind außer dem Leut-

ir See Steinbeck-Kapitänleutnant a. D., Abend-

in Haft genommen, die der Organiſation E. angehören,
Was zur Verhaftung der Genannten geführt hat, iſt noch
unbekannt.

Der Fungdentſche Orden in Heſſen verboten.
Der Oberpräſident der Provinz Heſſen-Naſſau hat die

zuſtändigen Polizeibehörden in Heſſen angewieſen, bis auf
weiteres jede Veranſtaltung, Feier, Verſammlung uſw.
der Orts- oder anderen Gruppen des Jungdeutſchen Ordens
innerhalb der Provinz zu unterſagen.

Botſchafter Wiedfeldt kommt nach Berlin.
Der deutſche Botſchafter in Waſhington Dr. Wied-

feldt wird in den nächſten Tagen in Berlin eintreffen,
um über die erſten Eindrücke in Amerika bei der Reichs
regierung Bericht zu erſtatten.

Neuyork, 11. Juli. Nunmehr iſt die offizielle Auffor-
derung zur Rückgabe der deutſchen chemiſchen Patente er
gangen.

Das Wirtſchaftsabkommen mit Polen.
Wie wir erfahren, nehmen die deutſcherſeits von Le-

gationsrat v. Stockhammern geführten Verhandlungen in
Warſchau über das deutſch-polniſche Wirtſchaftsabkommen

mens ſchon in den nächſten Tagen. Dieſes Abkommen iſt für
Deutſchland von großer Bedeutung, da ſich hierdurch der
deutſche Handelsverkehr nach dem Oſten erleichtert. Polen
ſoll die Durchfuhr deutſcher Waren nach Rußland geſtatten.
Jm übrigen wird Deutſchland, das ſo große Holzlieferungen
als Reparation zu ma hat, in der Lage ſein, von
Polen im Tauſchhandel Holz einzuführen.

Zu den Kieler Waffenfunden.
Laut „K. Z. war der hiefigen Ententekommiſſion

am Donnerstag verraten worden, daß im Marinearſenal
größere Mengen Maſchinengewehre verſteckt gehalten wür-
den. Entente- Offiziere bezeichneten dann am Freitag auf
dem Arſenal die Stellen, die ſie zu ſehen wünſchten
Dort wurden, wie gemeldet, die Maſchinengewehre gefunden,
die die Zahl der uns genehmigten Bewaffnung über-
ſchreiten. Eine Unterſuchung iſt eingeleitet.

Der Berliner Buchdruckerſtreit beendet.
Der Tarifausſchuß für das Buchdruckergewerbe, der

in Leipzig tagte, hat ſich abends auf folgende Vorſchläge für
die Beilegung des Berliner Buchdruckerſtreiks geeinigt: Die
männlichen Buchdrucker erhalten einen Teuerungszuſchlag
von 300 Mark pro Woche, die weiblichen von 250 Mark,
Unter der Bedingung der ſofortigen Wiederaufnahme der
Arbeit finden keine Maßregelungen ſtatt. Die Streiktage
werden nicht bezahlt

Wie wir hören, haben die Funktionäre der Berliner
Buchdruckereien beſchloſſen, die Arbeit Mittwoch früh wieder
aufzunehmen, ſo daß heute nachmittag die erſten Ber-
liner Blätter wieder erſcheinen können.

n nn—ESSSTSS TAus Stadt und
WMarienkäferchen.

Zu den Käferchen, die ſich wohl überall uneinge-
ſchränkter Beliebtheit erfreuen, gehört das beknante Marien
käſerchen“, in manchen Gegenden Deutſchlands auch Sonne-

kälbchen, Herrgottskühlein oder Gottesſchäfchen genannt. Jm
Gegenſatz zu der garſtigen langbeinigen Spinne ſoll es ein
Glkücksverkünder ſein, und wenn es auch wohl ſchon ſo manche
Glückshoffnung unerfüllt gelaſſen hat, ſo erfreut es doch
jedenfalls ſtets durch den ſchmucken Anblick der ſauber polier-
ten leuchtend roten Flügeldeckchen mit den ſchwarzen Pünkt-
chen. Hier und da ſcheint es in Deutſchland früher zum
Volksglauben noch in anderen Beziehungen geſtanden zu
haben, denn es gibt große Länderſtrecken, in denen ſich noch
aus der Zeit des 30- jährigen Krieges ein Verslein erhalten

mgebung

wird ünd das da lautet:
„Marienkäfer, fliege!
Dein Vater iſt im Kriege!

Deine Mutter iſt im Pommerland,
Porwmmerland iſt abgebrannt

Wir vermögen nicht zu ſagen, wo die Wurzel dieſer

wieder einmal, wie zähe das Volk an einem ihm erſt gewohnt
gewordenen Gedanken feſthält, und dann, daß der urſprüng
liche mythologiſche Kern denn um einen ſolchen handelt
es ſich ohne Zweifel auch hier im Laufe der Jahrhunderte
ſo ſtark abgewandelt wird, daß er kaum oder auch überhaupt
nicht mehr zu erkennen iſt. Auf jeden Fall ſollte ſich
übrigens jeder Blumenliebhaber und züchter Mühe geben,
die niedlichen Marienkäfer nicht zu Schaden kommen zu
laſſen, da er in ihnen eine freiwillige und kaum zu er
ſetzende Hilfstruppe in dem Kampfe gegen Blattläuſe findet.
Auch bei Zimmergewächſen, die unter Blattläuſe leiden,
iſt das Hereinholen von zwei oder drei Marienkäferchen
aufs dringendſte zu raten. Der Beſitzer wird ſehr bald
zu ſeiner Freude und Ueberraſchung ſehen, daß die ſchädlichen
Blattläuſe mit fürchterlicher Schnelligkeit der Ausrottung
verfallen. Auch hier alſo würde ſich der alte Glaube von
„Glück bringen“ Des „Herrgottskühlein“ bewähren!
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t Perſonalien.
Für den mit dem 1. Juli d. Js.

verſetzten Geh. Regierungsrat Schwanert
zur Regierung aus Köln der Regierungsrat
worden.

in den Ruheſtand
iſt als Juſtitiar

Bier verfetzt

Reinlichkeit der Straße.

Die Polizeiverwaltung bringt nachſtehende Beſtimmun-
gen nochmals zur Kenntnis: I. Jeder Eigentümer eines zum
Gemeindebezirk gehörigen Grundſtücks iſt verpflichtet, für die
Reinhaltung der an dasſelbe grenzenden Straße reſp.
Straßen in der ganzen Ausdehnung des Grundſtücks bis zur
Mitte der Straße, ſowie der innerhalb dieſer Fläche be
findlichen Bürgerſteige, Rinnſteine und EinflußOeff
nungen der Kanale zu ſorgen. Ebenſo wie die Straßen

ſind auch die zwiſchen den *Grundſtücken liegenden Winkel
und Schlippen, desgleichen die Vorgärten, welche von der
Straße aus einzuſehen ſind, von den angrenzenden Beſitzern
einzuhalten.en Anwöhnern öffentlicher Plätze liegt längs ihres
Grundſtücks die Reinhaltund des Bürgerſteigs, des Rinnſteins
und der Straße in einer Fläche von 7 Meter Breite von
der Straßenfluchtlinie an gerechnet, ſowie der innerhalb
dieſer Fläche belegenen Einfluß-Oeffnungen der Kanäle ob.

Wie die Eigentümer, ſo ſind auch die Vicewirte, die
von einer öffentlichen Behörde beſtellten Verwälter eines
Grundſtücks, die Selagen n Gebäude zur
Reinhaltung der Straßen verflichtet.en well hiernach nicht den Grundſtücksbeſitzern die Rein
haltung der Straßen und Plätze obliegt, hat die Commune
dafür zu ſorgen.Die einigung der Straßen muß wöchentlich zweimal,
Mittwochs und Sonnabends, und wenn dieſe Tage Feier-
tage ſind, Tags vorher erfolgen. Außerdem kann die Polizei
verwaltung jederzeit, durch beſondere Anweiſung oder öffent
liche Bekanntmachung, für die ganze Stadt oder einzelns
Straßen oder Teile derſelben eine öftere Reinigung an-

dnen. S3. Bei der Reinigung ſind Bürgerſteig und Straße
ſorgfältig zu kehren, die Rinnſteine von allem Schmutz
zu befreien und mit Waſſer nachzuſpülen.

Der Kehricht, Schlamm und ſonſtiger Unrat ſind ſofort
uſchaffen, dürfen aber weder dem benachbarten Straßen
in, noch den Fallröhren der Kanäle zugeführt werden.
Bei ungepflaſtertem Straßenterrain iſt der an dem

Grundſtücken entlang führende Fußweg in gleicher Weiſe,
von Stroh, Müll, Steinen, Dünger und ſonſtigen
Unrat zu reinigen. Bei trockener Witterung muß vor dem
Kehren jedesmal mit reinem Waſſer gehörig geſprengt wer
den, um den Staub zu beſeitigen.

wegz
terra

Das Schießen des Zimmerſtutzenvereins
at geſtern ſeinen Abſchluß mit dem Ausſchießen des Königse nen prächtigen Feuerwerk gefunden. König wurde

der Techniker Ungelenk, Kronprinz der Tiſchlermeiſter
Ludwig.

Epangeliſationsvorträge.

Die Berichte der Miſſionare Bohn und Tapken,
die in Rußland und Spanien geweilt haben, ſind recht
lebendig und anſchaulich gehalten und haben immer eine
große Zuhörerſchaft angelockt. Männer und Frauen, Jugend-
liche und alte Leute ſind in gleicher Anzahl anweſend.
Miſſionar Tapken erzählte von ſeinen Miſſionserfolgen in
Spanien. Jn der Nordweſtecke dieſer Halbinſel, in der
Provinz Galizien, hat er ſich fünf Jahre aufgehalten und
iſt mit Kolporteuren von Ort zu Ort gezogen, um überall
chriſtliche Schriften, Erweckungsbücher und vor allem Bibeln
zu vertreiben. Denn die Bibel iſt dort ein ſehr ſeltenes Buch.
Die Prieſter dulden es nicht, daß das Volk die heiltgeSchrift in die Hand bekommt. Dazu tritt noch der be
trübliche Umſtand, daß ein großer Teil der Einwohner
des Leſens nicht kundig iſt. Jm Leben und im Tode werden
Chriſten, die von ihrer Kirche abgefallen ſind, hart ver
folgt. Die Bevölkerung eines Dorfes meidet ſie wie Ge
bannte. Nach ihrem Tode wird ihnen auf dem Friedhof
keine anſtändige Begräbnisſtätte gewährt, ſondern in der
Selbſtmörderecke wird ihnen ein Grab zurecht gemacht. Ueber
ſchöne Erfolge ſeiner Arbeit, den Einwohnern Galiziens
und auch Kaſtiliens frohe Botſchaft und Rettung zu bringen,
konnte Miſſionar Tapken berichten. Erſchütternd waren die
Bilder aus Sibirien und Rußland, beſonders aus der
Zeit nach der ruſſiſchen Revolution. Jn Taſchkent Weſt
turkeſtan) waren die Beſſerſtehenden dem Rauben, Plündern
und Morden der Revolutionäre ausgeſetzt. Eine beſtialiſche
Behandlung mußten ſie ſich dort gefallen laſſen, ſchlimmer
als es die Zeitungen berichtet haben. Voller Mut und
feſtem Glauben ſind viele überzeugte Chriſten in den Tod
egangen. Hat man doch in einer ruſſiſchen Stadt demSubae Jſchariot ein Denkmal errichtet, weil er die Welt

von Chriſtus befreit hat! Soweit geht der Haß gegen cHriſt
liche Geſinnung! Aber auch unter ſolchen ſchrecklichen Zu
ſtänden hat es an Glaubenstreue nicht gefehlt.
Annahme ver für Juli abgeſchloſſenen Semeindearbeiterlöhue

Mitteldentſchlanvs durch die beteiligten Organiſationen.
Zu den in gemeinſamen Verhandlungen am H. Julizwiſchen dem Mitteldeutſchen Arbeitgeberverbande der Kreiſe

und Gemeinden e. V. und dem Verbande der Gemeinde
und Staatsarbeiter feſtgelegten Julilöhnen für die Gemeinde
arbeiter Mitteldeutſchlands hatten ſich beide Parteien dir
Stellungnahme ihrer Mitglieder vorbehalten. Die am 7.
un im m Rathauſe tagende Mi liederverſamm
ung des tteldeutſchen n s der Kreiſeund Gemeinden e. V. hat den öhnen zugeſtimmt.

Berſammlnugen und Verauſtalt waen.
Seſellſch aft sGeſelkfchaftshaus Beth: Morgen

Marienkäferchen, fliege!“ abend.
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wiſſer Fentſchelow und bedrohte ſeine Frau mit dem Tode,
worauf ihn die Schupobeamten verhafteten. Es gelang aber

Aus Kreis und Vachbarkreiſen
Die Kellner werden abgewieſen.

Halle, 11. Juli. Der Regierungspräſident zu Merſe
burg als Demobilmachungskommiſſar hat geſtern folgende
Entſcheidung in der zwiſchen dem Ortsver-
band Halliſcher Wirtevereine und den gaſtwirtſchaftlichen
Angeſtellten e ällt: Der Antrag auf Verbindlicherklärung
des vom Schlichtungsausſchuß Halle am 29. Juni gefällte
Schiedsſpruchs betr. Gehalts- und Arbeitsbedingungen der
Angeſtellten im Gaſtwirtsgewerbe wird abgelehnt.

Auftritte vor den Kaffeehäuſern.
Geſtern nachmittag verſuchten, wie der Polizeibericht

mitteilt, ſtreikende Gaſthausangeſtellte, Arbeitswillige aus
dem Kaffee Zorn und dem Promenaden-Kaffee zu holen,
wodurch ein Menſchenauflauf entſtand. Durch Polizeibe-
amte wurde die Ruhe wieder hergeſtellt.

Der Halliſche Jndex.
Halle, 11. Juli. Nach Mitteilung des ſtatiſtiſchen

Amtes beträgt die vom preußiſchen ſtatiſtiſchen Landesamt für
die Stadt Halle berechnete Teuerungszahl (das heißt der
Aufwand für Ernährung, Wohnung, Heizung und Beleuch-
tung für eine fünfköpfige Familie, beſtehend aus zwei Er-
wachſenen und drei Kindern im Alter von 12, 7 und I
Jahren auf die Dauer von vier Wochen) im Monat Juni7922 gleich 3314 Mark. Jm Vergleich hierzu lautete die
Teuerungszahl für Mai 1922 gleich 2992 Mark, für Juni
1921 gleich 822 Mark.

Landfriedensbruch um einen Trunkenbold.
Löbejün, 11. Juli. Am Sonnabend randalierte ein ge-

dem Verhafteten, nachts aus dem Löbejüner Stadtgefängnis
zu entfliehen, indem er den Ofen demolierte, durch di
Wandöffnung kroch, das Dach erreichte und ſich dann mittels
eines Seiles auf die Straße herunterließ. Am Sonntag ge-
lang es der Schupo, den Ausreißer in einer Gerſtenbreite
ausfindig und dingfeſt zu machen. Als ſie jedoch mit dem
Ergriffenen auf den Löbejüner Marktplatz kam, ſtießen ſie
bei der Einlieferung des Gefaßten auf den Widerſtand
einer Anzahl Arbeiter, denen ſich bald noch andere Leute
anſchloſſen. Unter großem Toben wurde die ſofortige Frei-
laſſung des Gefangenen verlangt, und die Menge nahm
eine derart drohende Haltung gegen die Schupobeamten
ein, daß der Bürgermeiſter ſich veranlaßt ſah, die Fref-
laſſung der Verhafteten anzuordnen, und die Beamten zu
erſuchen, daß ſie ſich zurückziehen. Am Montag hat ſich der
wieder Freigelaſſene ſelbſt geſtellt und bald darauf im
Gefängnis einen Selbſtmordverſuch unternommen. Es ge-
lang jedoch, ihn wieder abzuſchneiden und ins Leben zurück-
zurufen.

m

Aus Provinz und Reich
Schweres Expioſtonsunelüch bei Cuxrhaven.

Wie die „Hamburger Nachrichten“ melden, iſt am Diens-
zag nachmittag das Minendepot Groden bei Cuxhaven in
die Luft geflogen. Nähere Meldungen ſind bisher nicht
zu erhalten, da alle Fernſprech- und Telegraphenleitungen

geſtört ſind. Selbſt mit den Eiſenbahnleitungen war eine
Verbindung mit Cuxhaven nicht herzuſtellen. Von der
Oberpoſtdirektion wurde mitgeteilt, daß die Leitungen infolge
der Exploſion unterbrochen ſeien; auf Anordnung der Kom-
mandantur Cuxhaven ſei das Telegraphenamt geräumt, auch
hätten die Bewohner von Cuxhaven und der angrenzenden
Orte wegen weiterer Exploſionsgefahr die Wohnungen räumen
follen. Nach einer weiteren Meldung war es gegen 5 Uhr
nachmittags gelungen, eine notdürftige Verbindung mit dem
Telegraphenamt Cuxhaven herzuſtellen. Eine unmittelbare
Gefahr weiterer Exploſionen habe zu dieſer Zeit nicht mehr
beſtanden, der Befehl zur Räumung der Stadt ſei zurückge-
zogen worden. Die Marineverwaltung erhielt die Meldung,
daß die Leuchtfeuertürme im Hafen von Cuxhaven infolge der
Minenexploſion beſchädigt und außer Betrieb ſeien.

Curhaven, 11. Juli. Die Exploſion im Minendepot
Groden hat in verſchiedenen Abſtänden ſtattgefunden. Bei

Der erſten Exploſion ſind in der Umgebung verſchiedene
Häuſer eingeſtürzt, viele andere beſchädigt worden. Jn den
Straßen von Cuxhaven ſind hauptſächlich in der Deichſtraß-
und in der Norderſteinſtraße faſt ſämtliche Glasſcheiben zer-
trümmert worden. Bis 7 Uhr abends ſollen 27 Tote ge
zählt worden ſein und ſehr viele Leicht- und Schwerver-
letzte. Eine andere Meldung dagegen beſagt, daß die Zahl
der gemeldeten Toten bisher ſehr gering ſei. Jm Depot iſt

bisher nur ein Toter geborgen; vier weitere ſind noch nicht
gefunden. Jm Krankenhauſe ſind dreizehn Schwer- und 34
Leichtverletzte eingeliefert worden. Außerdem ſind etwa 100
Perſonen verletzt, die ſich in Privatbehandlung befinden.
Unter den Leichtverletzten befindet ſich auch ein Entente
offizier. Es hatte kurz vor der Exploſion eine Beſichtigung
durch die Ententekommiſſion ſtattgefunden. Der Schaden

iſt ſehr groß und geht in die Millionen. Etwa zwanzig
Hänſer müſſen völlig umgebaut werden. Jn Cuxhaven ſind

verſchiedene Kinder durch Glasſplitter verletzt worden.
Ueber die Urſache der Exploſion iſt noch nichts genaues be
foannkt.

Von Bienen überfallen.
Burgörner, 11. Juli. Der Landwirt Goldſchmidt wurde

als er eine Fuhre Heu nach Wippra fuhr, von einen Bienen-
ichwarm überfallen. Die wiltenden Bienen richteten die
Ter eübel zu, ſo daß eins der Tiere eingegangen iſt.r Landwirt ſelbſt liegt infolge der ſtarken Bienenſtiche

ſchwer krank danieder.

Eine Gattenmörderin zum Tode verurteilt
Greifewald, 11. Juli. Das Schwurgericht in Greife-

wald verurteilte die 18jährige Gaſtwirtsehefrau Henriette
ld wegen Gattenmordes zum Tode, ſowie wenen

tung zu zwei Jahren Gefängnis. Während der mit-
angeklagte 21jährige Sohn Otto zu 12 Jahren Zuchthaus

un e unter Polizeiaufſicht verurteilt wurde, wurde
der mitang te 24jährige Arbeiter Hermann Mengdehl
ebenfalls zum Tode verurteilt. Auf Anſtiften der Frau W.
e alle drei in der Nacht zum 4. Auguſt 1921 den

ſtwirt Wienhold, den Beſitzer des „Süddeutſchen Hofes“,
z einem im Schlafe erſchlagen und ſeine Leiche im

er auf der Straße einem Bekannten gegenüber getan hatte.
verhaftet worden war, wurde gegen Stellung einer Kaution
von 100 000 Mark wieder freigelaſſen

rütteln zu laſſen.

CLetzte Depeſchen
Die Verhandlungen in Paris.

Paris, 12. Juli. (Eig. Drahtber.) Man erwartet hier
heute den offiziellen Schritt der deutſchen Delegation, die
von der Wiedergutmachungskommiſſion ein neues Mora-
torium verlangen wird. ls Reſultat der geſtrigen Be
ſprechungen darf hervorgehoben werden, daß man im Prinzip
darüber einig geworden iſt, keine endgültigen Beſchlüſſe zu
faſſen, ſolange nicht der Bericht des Garantiekomitees aus
Berlin vorliegt.

lusſicht auf Einigung in der Bergarbeiterſtreikfrage

miniſters im Bergbaulichen Verein ſind in verſöhnlichem
Geiſte geführt worden. Sie konnten aber bei der Fülle
der ſchwebenden Fragen noch nicht ganz zu Ende geführt
werden. Es beſteht aber die Ausſicht, daß die heute ſtatt-
findenden Beſprechungen zwiſchen den Vertretern der Par-
teien zu einer Einigung führen werden.

v. Hintze Votſchafter in Moskan?
Berlin, 12. Juli. (Eigener Drahtbericht.) Wie die „B.

Z.“ von zuverläſſiger Seite hört, ſteht die Ernennung des
Admirals v. Hintze, des ehemaligen Außenminiſters, zum
Botſchafter in Moskau bevor. Die Moskauer Regierung ſoll
bereits ihre Zuſtimmung zu der Ernennung gegeben haben.

Die Mörder Rathenans in Salzburg
Berlin „12. Juli. Drahtber.) Die Blätter melden

aus Baſel, daß nach glaubwürdigen Berichten die Mörder
Rathenaus ſich in Salzburg und zwar im Hotel Stein auf-
halten. Der Beſitzer des Hotels ſoll ein Vertrauter des
ehemaligen Kronprinzen Rupprecht von Bayern ſein.

Dollarſiurz.
Berlin, 42. Juli. (Eig. Drahtbericht). Der Dollar

notierte heute vorbörslich 489491, mittags 12 Uhr
458459.
Die ſüddentſchen Beamten gegen das Schutzgeſetz-

München, 12. Juli. Die Vertreter der im Deutſchen
Beamtenbund organiſierten ſüddeutſchen Beamten nahmen
auf ihrer Würzburger Tagung eingehend Stellung zu dem
Geſetzentwurf zum Schutze der Republik und über die Pflich-
ten der Beamtenſchaft. Sie legten aufs ſchärfſte Verwahrung
dagegen ein, daß man unter Ausſchaltung des Beamtentums
ſo einſchneidende Geſetze zur Verabſchiedung brachte. Die
der Republik treu dienende füddeutſche Beamtenſchaft ſei feſt
entſchloſſen, von niemandem an den Rechten des Berufs

Eiſenbahnunfall auf dem Leipziger Hauptbahnhof.
Leipzig, 11. Juli. Jn der Nacht zum Sonntag

fuhr im Leipziger Hauptbahnhof ein Leerzug von neun
Wagen, der auf ein anderes Gleis umgeleitet werden ſollte,
auf den Perſonenzug nach Taucha-- Eilenburg auf. Der Per-
ſonenzug, der auf dem Bahnſteig 8 hielt, war bereits von
Paſſagieren beſetzt, vorwiegend, mit Beerenpflückerinnen, die
die Wagen der vierten Klaſſe füllten. Der Anprall erfolgte
ſo ſtark, daß in den vorderen Wagen die Fahrgäſte heftig
durcheinander geſchüttelt wurden. Dabei erlitten ſechs Frauen
leichte Quetſchungen und Hautabſchürfungen. Mit Aus-
nahme einer Frau, der eine Schramme über dem Auge
zugefügt wurde und die infolgedeſſen in ihre Wohnung
zurückkehrte, ſetzten alle Verletzten die Reiſe fort. Sach-
beſchädigungen kamen nicht vor. Der Zug fuhr mit etwa
30 Minuten Verſpätung ab.

Ein Dorf durch einen Wirbelſturm zerſtört.
t Koblenz, 11. Juni. Das Dorf Münk wurde am Sonn-

tag durch einen Wirbelſturm faſt völlig vernichtet. Mehr als
150 Häuſer ſind ihrer Dächer beraubt, vielfach ſind auch
die Mauern eingeſtürzt. Hunderte von Bäumen in den nahen
Wäldern wurden entwurzelt. Die geſamte Einwohnerſchaft
iſt obdachlos. Auch in den Orten Salcheroth, Arbach und
Virneburg wurde ſchwerer Schaden angerichtet.

Großer Diebſtahl von Kunſtgegenftänden in München.
München, 11. Juli. Jn der Nacht drangen noch uner-

mittelte Diebe in einen am Karolinen-Platz 2 in München
befindlichen Antiquitätenſalon von Karl Bachſtitz ein, der
ſich zurzeit in Holland befindet, und ſtahlen ſeltene Antä
quitäten, Goldſchmuck, mittelalterliche Goldſchmuckarbeiten,
Augsburger Krüge, ferner wertvolle Oelgemälde, wie Bilder
von E. Briſto, ein Bild, darſtellend eine Felſenburg im
Meer, von Wilſon, goldene Miniaturen und anderes im
Geſamtwert von fünf Millionen Mark.

Raubüberfall.
Ruhla, 11. Juli. Auf dem Wege Wutha-- Eiſenach

wurde am Sonnabendfrüh ein funger Ruhlaer von zwei
unbekannten Männern überfallen. Während der eine ihn
feſthielt, beraubte ihn der andere ſeiner etwa 300 Mark
betragenden Barſchaft bis auf 50 Pfennig. Unter Drohungen
hielten die Räuber den Ueberfallenen von Hilferufen ab und
flüchteten dann nach verſchiedenen Richtungen.

Nach Frankreich entführt.
Sondershaufen, 11. Juli. Das Verſchwinden des

Schriftleiters Schüren vom „Deutſchen“ erregt hier allge-
meines Aufſehen. Schüren z ſich am vorigen Montag
für zwei Tage beurlauben laſſen und iſt nicht wieder zurück
gekehrt. Statt ſeiner traf ein Brief an ſeine Frau ein
aus dem hervorgeht, daß er gewaltſam entführt worden iſt,
anſcheinend nach der Fremdenlegion. ſt ſteht, daß der Brief
echt iſt, er hat ungefähr folgenden Wortlaut: „Liebſte, im
Auto entführt, anſch. Fremdenlegion. Die Herren erlauben
mir einige Zeilen an Dich. unrthige Dich nicht, es

mir nichts. Es geht anſch, durch den Harz. Gruß
ndro Roman vorletzten. Schreibe lateiniſch, damit Be

leiter leſen können.“ Mit der Bemerkung über den Sandro-
man ſoll jedenfalls geſagt werden, daß ihm dasſelbe Schick

ſal bevorſteht wie dem deutſchen Gefangenen, der ſeine Er
lebniſſe über ſeine Flucht aus Frankreich in einer Erzählung
niedergeſchrieben hat, die jüngſt im „Deutſchen“ veröffentlicht
worden Hier hält man es für unmöglich, daß ein
derart gewandter Menſch, Schüren, ſich verſchleppen
läßt, und die verſchiedenen Gerüchte tauchen auf. Hoffent-

n ainat es, recht bald Licht in dieſe Angelegenheit zu
gen.

Dieder freigelaſſen.

Weimar, 10. Juli. Graf Görtz, der infolge einer ungünſtigen Aeu anker die Ermordung Rathenaus, die

di

Schweres Eiſenbahnunglück in Spanien.

Madrid, 11. Juli. Am r tießen ein Schnell
r und ein Perſonenzug auf dem nhof Paredes bei
aleneig zuſammen. Beide Züge wurden völlig zertrümmert.
isher wurden 12 Tote geborgen. Die Zahl der Verletzten

ſoll bedeutend ſein.

Bunte Zeitung
Ein Vogel, der zu ſcherzen liebt.

Der in Amerika unter dem Namen, Roadrunner etwa
„Landſtreicher“) bekannte Vogel hat nicht allein eine merk-

ürdige Neigung zum Schexzen, ſondern verfällt auch
zuweilen auf ſogen. ſchlechte Späße. Er hat etwa die Größe
einer Henne, doch ſchon in ſeinen Schwanzfedern mehrWitz als ein ganzer, gewöhnlicher Hühnereoſ Vorzüglich

liebt er es, umherrevierenden Hunden einen Poſſen zu
ſpielen. Bemerkt ein Hund einen Roadrünner im Felde, ſo
macht er ſich ſofort zu deſſen Verfolgung auf. Der Vogel
läuft dann mit mäßig großen Schritten davon. Das lockt
den Hund nur noch mehr, doch je ſchneller er läuft, deſto
ſchneller entweicht ihm auch die erſehnte Beute. Däs dauert
ſo lange, bis der Hund erſchöpft ſtehen bleiben muß; dann
ſucht der Roadrunner ruhig nach Würmern, als ob weit
und breit kein, Feind zu fürchten wäre. Wenn es dem
Hunde gefällt, iſt er aber bereit, das Spiel beliebig zu
wiederholen. Einen ſchlimmeren Streich ſpielt der luſtige
Vogel gern den Klapperſchlangen. Entdeckt er eine ſolche,
die im Schlafe liegt, ſo gackert er nach einem Genoſſen,
und beide tragen dann ſtachliges Laub zuſammen, das ſie
in einem geſchloſſenen Ring um die Schlange anhäufen.
Wenn die Hecke fertig iſt, wecken ſie die gefangene Schlange
durch einen kräftigen Schnabelhieb und flattern nur ein
Stückchen weg, den Erfolg ihres Streiches zu beobachten.
Die Schlange verſucht fortzukriechen, findet aber der Stacheln
wegen nirgends einen Ausweg und bleibt nun nicht ſelten
gefangen, bis ſie vor Hunger umkommt. Jn Kalifornien
iſt es gar nichts ungewöhnliches, tote Schlangen innerhalb
eines ſolchen Stachelzaunes zu finden, und glaubhafte Be
richte von Naturforſchungen machen die Roadrunners für
dieſes tragiſche Ende der Reptilien verantwortlich.

Handel und Verkehr.
Deviſen nach ſtarken Schwankungen abgeſchwächt.

Berlin, 11. Juli. Die Tendenz am Deviſenmarkt war
nach anfänglicher Befeſtigung abgeſchwächt. Die Dollarbaſisſtellte ſich auf 512,80 Mare, Kabel ſetzte mit 518 Geld

ein, London mit 2300 Geld, Prag mit 1200 Geld. Das
Geſchäft war verhältnismäßig klein, doch konnten ſich die
Kurſe befeſtigen. Kabel ging bis auf 528 bis 533 hinauf,

ondon auf 2345 bis 2375. Nach kurzer Zeit trat eine Ab
ſchwächung ein, da vorwiegend Angebote vorlagen. Unter leb
haften Schwankungen gingen die Kurſe nach unten. Der

ollar hatte bei Börſenbeginn einen niedrigſten Stand von
488 erreicht, kurz darauf war er wieder bei 496 geſucht.Die Unſicherheit war außerordentlich groß.

Die vorbörsliche Abwärtsbewegung ſetzte ſich während
der Börſenſtunden in verſtärktem Maße fort. Die Kurſe
gingen ſcharf nach unten. Der Dollar konnte amtlich nur
einen Kurs von 481 behaupten. Nachbörslich war der Ver
kehr wiederum Schwankungen unterworfen. Der Dollar be
feſtigte ſich vorübergehend bis auf 493, London bis 2195.
Die Stimmung war jedoch luſtlos, die Kurſe bröckelten
gegen Abend ab. Das Geſchäft wurde ſehr tuhig. Der Dpllacr
ging mit 480 bis 484 um, London mit 2145 bis 21660.
Zum Schluß machte ſich wiederum Nachfrage geltend, ſo daß
die Kurſe wieder anzogen. Man handelte den Dollar zu
letzt mit 497 bis 501, London mit 2200 bis 2220, Prag
mit 1175 bis 1195. Die Mark wurde in Neuyork R Uhr
mit 205/, gehandelt, 10 Uhr mit 21 11 Uhr wieder mit
a und 12 Uhr mit 2012, d. h. Parität für Dollar 487,80

tark.
Effektenbörſfe im weſentlichen matt.

Berlin, 11. Juli. Die Börſe zeigte heute ein völlig
verändertes Bild. Obwohl es. nach wie vor an zuverläſſigen
Meldungen fehlt, glaubt man aus den Auslaſſungen einzelner
ruhig denkender ausländiſcher Blätter mit einem bevorſtehen-
den Moratorium rechnen zu dürfen. Die Wirkung auf den
Effektenmarkt war ein raſches Nachgeben auf der ganzen
Linie faſt mit derſelben Geſchwindigkeit, mit der in der letztenWoche die Befeſtigung vor ſich ging. Die Spekulation ſuchte
ſich weiter glattzuſtellen, während das Publikum als Käufer
heute gänzlich fehlte. Jmmerhin war zu den von neuem er-
mäßigten Kurſen Aufnahmeneigung zu beobachten, ſo daß die
Umſätze recht ſtattlich waren. Die ſehr ſchwachen erſten Kurſe
erfuhren im Verlaufe eine kleine Erholung und auch einige
beſonders gedrückte Kaſſapapiere waren nach Feſtſtellung derKurſe wieder geſucht. Die ſchon geſterit gemeldete Nachirege

am Türkenmarkt artete heute vorübergehend zu einer
regelrechten Hauſſe aus, namentlich für Bagdadanleihen.
Als Urſache werden neue Käufe der Dette publique und
ſonſtige türkiſcher Kreiſe angegeben.

m Montanmarkt waren ren das einzig gehaltene
Papier, alle übrigen Werte verloren 50 bis 200 Prozent,
ſo Bochumer Guß 75, Gelſenkirchener und Deutſch-
r urger je 90 Prozent, Mannesmann 100 Prozent,
Phönix 85 Prozent, Rheinſtahl 220 Prozent. Von Ober
ſchleſiern ſind zu erwähnen Oberbedarf 60 Prozent und
Caro 70 Prozent. Kaliwerte lagen etwa 100 Prozent
niedriger. Auch chemiſche Papiere büßten recht ſtark ein in
Mittel zwiſchen 60 und 100 Prozent. Beſſer gehalten waren
Elektrowerte, bei denen die Verluſte zwiſchen 50 und 80 Pro
zent ſich bewegten. Maſchinen und Metallwerte lagen eben
falls ſtark im Angebot, ganz beſonders Hartmann mit
100 Prozent und Ludwig Loewe mit 155 Prozent, ferner

irſch Kupfer mit 80 Prozent. Sehr gedrückt warenextilpapiere, von denen Stöhr 150 Prozent (variablee
Schlußkurs 1855) und Hammerſenahs5 Prozent h
umgingen. Von Eiſenbahnwerten konnten W 7
kleine Beſſerung erzielen, während die übrigen ſchwächer
lagen, in ſtarkem Maße aber nur Canda mit 120 Pro-
ent (Schlußkurs 800). Schiffahrtswerte kamen 25 bis 50Pro ent niedriger, während Bankaktien knapp behauptet

blieben.

Erhöhung des GSoldankaufspreiſes der Reichsbant.
Der Ankauf von Gold für das Reich durch die Reichs

bank und Poſt erfolgt in der Woche vom 10. bis 17. Juli
dieſes Jahres zum Preiſe von 1709 Mark für ein Zwanzig
markſtück, 850 Mark für ein Zehnmarkſtück (1500 bezw.
750 Mark in der Vorwoche). Für Reichsſilbermünzen
bis auf weiteres der 40fache Betrag des Pennwertes gezahlt.

Verangwortliche Redaktion: Politit, örtl. und prov. Teil:
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Der Sohn des Millionärs.
Roman von Florence Warden.

(Nachdruck verboten.)

Tochter:
„Er iſt fort.
„Jch weiß es. Bridget ſagte mir, daß er fortgegange:

„Jch will ja auch nur wiſſen, wiſt,“ beharrte Magda.
er iſt.

Da ſah der Freiherr auf, und ſein Anblick hätte woh
Nicht Zorn un

Erregung ſpiegelten ſich auf dieſem kalten Geſicht, deſſer
harte Züge wie in Stein gemeißelt erſchienen in ſeine

die meiſten zum Verſtummen gebracht.

Aügen aber lag etwas. das Frau Mabe! Hermann
beben mächte.

„Jch weiß es der noch trage ich Verlangen danach
es zu erfahren. r wird niemals wieder an meineTiſche ſitzen.“
Die leidenſchaftsloſe Gleichgültigkeit, mit der ſie ge
ſprochen wurden, gab ſeinen Worten etwas Furchtbare-
Niemand rührte ſich im Zimmer. Magdalene ſtützte ſicht
auf die Lehne ihres Stuhles, und geraume Zeit verginc
in beklemmendem Schweigen, ehe ſie mit feſter, ruhige
Stimme entgegnete

„Wenn es ſo iſt, ſo werde auch ich nicht mehr
r ardieſem Tiſche ſitzen, Vater.“ ne

Und ohne ein weiteres Wort, den Kopf tief auf die
Bruſt geſenkt, aber mit ſicheren, elaſtiſchen Schritten verließ
e das Zimmer.

Die folgenden Augenblicke waren furchtbar für die
Zurückgebliebenen. Der Freiherr begann zu eſſen, ohne
ſeiner Umgebung nur einen Blick zu ſchenken. Mabel aber,
nach einem vergeblichen Verſuch, es ihrem Vater gleich
zutun, brach in ein hyſteriſches Schluchzen aus, und die
omteſſe mußte das Zimmer verlaſſen, wollte ſie einen

ähnlichen Verzweiflungsausbruch verhindern.
Einzig der Millionär ſchien von den Vorgängen ganz

unberührt. Er neigte nur den Kopf auf die geſtammelte
ſehen e nteſſe, und er ſah nicht auf, als ſie

ernte. Und als er mit Mabel allein r,er hart und befehlend e

Kurz Und ſchroff antwortete der Millionär ſeine

„Bitte veherrſche dich gefälligſt. Vergiß nicht, daß

„Nein, ich will nicht hinaufgehen,“ ſagte ſie. „Jch
will hier auf meinen Vater warten. Ich muß mit ihm
prechen.“

„Sie ſollten es nicht tun,“ entgegnete die Dienerin in
ihrer geraden, faſt ſchroffen Art. „Sie werden ſich zu ſehr
erregen.“

„Warum haben Sie mir nicht geſagt, was Sie wußten
ragte Magda vorwurfsvoll, während ſie, auf Bridgets
Arm geſtützt, in den letzten der Salons ging.

„Weil ich die Verantwortung nicht übernehmen
konnte, Sie krank zu machen, gnädiges Fräulein.“

Die Leidende legte ſich auf eine Ottomane und ſchloß
die Augen.

„So mögen Sie jetzt ſprechen,“ ſagte ſie müde. „Jch
werde es ja doch von irgend jemandem hören müſſen
und ich kann es ertragen. Wohin iſt mein Bruder ge-
gangen?“

Bridget zögerte. Dann ſagte ſie und ihre Stimme
lang um nichts weniger mürriſch und verdroſſen als ſonſt:

„Wenn Sie denn verlangen, daß ich es Jhnen ſage
ich glaube, er iſt ſeiner Gemahlin gefolgt.“

Magda fuhr empor. Und ihre Züge trugen den Stempel
chweren Leidens.

„Jch wußte es!“ rief ſie in ſchmerzlicher Erregung.
„Jch wußte, daß es dahin kommen würde! O, und ich
»emühte mich ſo ſehr, es zu verhindern.“

Bridget lachte ſeltſam. Und es hätte ſich kein größerer
Kontraſt denken laſſen als zwiſchen ihrem harten, ver-
zitterten Geſicht, ihrer klanglos rauhen Stimme und den
veichen, gefühlstiefen Worten, die Magda nun von ihr
h zum erſten Male, ſo weit ſie zurückdenken
onnte.

„Und weshalb wollten Sie es verhindern Weshalb
vollten Sie verhindern, daß dieſe zwei Menſchen ſich zu
inander fanden, die ſo füreinander geſchaffen ſind Beide
chönz beide gut und edel und vornehm! Hätten Sie es
ieber geſehen, wenn er dieſe Kömteſſe geheiratet hätte.

Die ſo hatzlich Unv ſo ſutſch ijrr
daß die Fürſten und Könige gezwungen ſind, Mädcheh habe wohl gehoör
zu heiraten, die einen vornehmen Namen haben aus
wenn ſie eine andere lieben. Aber Herr von Rominge
braucht es doch nicht. Er wäre ja niemals glücklich ge
worden. Ein Mann, der Augen im Kopf hat, mit denen
er ſieht, und ein Herz, um zu fühlen, kann mit dh e
Komteſſe nicht glücklich werden. Es geſchieht nicht oft, da
ich ſage, was ich denke aber Gott verhüte, daß zwe
Menſchen getrennt werden, die ſich lieben Das iſt mein
Meinung, und das ſage ich.“

Und ſie wandte ſich ab, um ſo energiſch die Vorhäng
zuzuziehen, als habe die köſtliche Landſchaft draußen ih
bitteres Unrecht getan.

So überraſchend ihre Worte waren und ſo ſeh
Magda durch die Anſichten der Dienerin in Erſtaunen ver
ſetzt wurde ſie fühlte ſich doch ſeltſam erleichtert un
u Ja, ſie vermochte ſogar zu lächeln, als ſie er
widherte:

„Das war das letzte, was ich von Jhnen zu höre
erwartete, Bridget!“

Das Mädchen hatte ihre Erregung bemeiſtert. Unt
ſie ſah wieder ſe ſtumpf und teilnahmslos aus wie ſonſt
als ſie ſich ihrer jungen Herrin zuwandte.

„Und es iſt gewiß das letzte, was Sie wieder von
mir hören werden,“ ſagte ſie. „Aber es iſt eine Genug
tuung, einmal auszuſprechen, was man lange, lange mil
ſich herumträgt.“

Magda legte ſich zurück, und ſie winkte dem Mädchen,
ich n in n„Laß mich nun allein, Bridget!“ ſagte ſie.ein wenig ruhen denn ich brauche Kraft für e
redung mit meinem Vater.“

„Es wäre beſſer, wenn Sie ſich nicht ſo aufregen
en
Dir ich es ändern

get zog ſich zurück, und Magda blieb allein. Wie7 meiſten le Leute, die Fie e lang vor Er
gungen un nſtrengungen äng ehütet werdvar ſie in Wahrhe viel ſtakter, als man allgemein ſaub.

ind ſie hatte die Nachricht von ihres Bruders Heirat er
z ohne daß ſie den gefürchteten Rervenchot erlitten

(Fortſetzung folgt.)

FamilienNachrichten.
Verlobt. Gertrud Hand

ſchug mit Alfred Vecker,
Naumburg

Geſtorben. Martha
verw. Hüdel, 36 Jahr,
Wehlitz; Wilhelm Ram-
melt, 50 Jahr, Raumburg;
Ernſt Höfer, Borau; Su-
ſanne Ködel, 94 Jgahr,
Uichteritz:; Wilhelmine Bo
gel, 62 Jahr, Storkau.

W unger Witmann,
S 31 mit 1 Kind,v wünſcht Bekanntſch.

mit Frl. od. Witwe,
mögl. v. Lande zw Heirat
Off. unt. 259,/21 an die
Geſchäftsſtelle d. Blattes.
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Görlitz,
Abt. Maschinenbau Görlitz

Günstige vwelegenheit
Ssoelbutändigkeit

b etet sich strebsum. organisator. befähigt. terren
durch Uebernahme unserer

General vertretung
für eine pat. gesen. Neuheit. Grob. sich, Jahres
Verdienst. Bereits vielfach mit best. Erfolg einge-
führt Erforderl, 10--30 Mille Kapital Aafregen
an Chemie Technik, Mäünchen,

Kosttor 3;

Nur große Sixtistraße 11

Auto-Benzingen Reines
Far

lch verschenbe

der Lotterie zum Ausbau der Burg Ouerfart
Ziehung am 20. Juli.

Es erhält ein jeder, der Lumpen, Knochen,
Eisen, Papier, Felte, Alt-Metalle usw
bringt, im Werte von mehr als 60. Mark

ein Los gratis.
Auberdem zahle ich wie bekannt, die aller-
h'öchsten Konkurrenzlosen

als leimatmusenum,

200 Lose

Preise.

Aug. Ackermann.

8 h
ke Dapolfn

in wesentlich verbesserter Oualität
zu Originalpreisen

öchste Nutzieistung!
Kein Ersatzgemisch, daher größte Haltbatkeit

der teuren Motoren!
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Herm. Emanuel, Herseburg a. S., Gotthardtstr. 31
6. Engel Söhne, Herseburg a. S., Weibenfelserstr. 7

Benzin- Bepot
der

Deutsch-Amerikanisches Petroleum-Gesellschaft.

Zimmer
möbliert oder unmöbliert

sofort geſucht
Da, wo Wohnung zu groß und ein oder zwei

e werden müſſen, günſtige Gelegen
eit, einen

kommen.
dieſer Zeitung.

ochanſtändigen Mitbewohner zu be-
Angebote unter B. L. an die Expedition

SIESSSDame ſucht

Whel Zimmer
Offerten unter B. v01
an die Exped. d. Blattes.

Herr ſucht

möhbl, 3immer,
Offerten unt. T. T. 02

an die Exped. d. Blattes.

Möbliertes Dimmer
geſucht. Angeb. unter V.
Z. an d. Exped. d. Blattes.

öbliert. Zimmer od.M Schlaffſt. ſofort ge)

S Rebenſache.)
Offerten unter w.

L. 62 an die Expedition
dieſer Zeitung erbeten.
M

Möbßliertes Wohn
uncl 5chlaßzimmer.
mögl. m. Klavier u. Schreib
tiſch v. Herrn geſucht. Ang.
unt. V. 003 an die Exp.
d. Blattes.

Möbl. Zimmer
ſucht anſtändiger junger
Mann. Offert. unter B.
D. 094 an die Exped.
dieſer Zeitung.

kehh's behelshatshans

Donnerstag abend 8 Uhr im Kaffee:

becelsehafts-Abent.

Kapelle Edelmann
Paul Haufe.)
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I ötadttheater Halle.
Q e ß

2 Mittwoch, abds. 7.30 Uhr:
Der

S 7 0 Bvnangelimanm.O d c e Donnerstag, abs.7.30Uhr:

z Nignon.z 78 7 7 S Freitag, abends 7.30 Uhr:
7 5 2 Rigoletto.
C 5 r Sonnabend,abds.7 30Uhr

l 77 Ders S 3 D Evangelimann.
m S 77

2122 S 7J 7

72 5 7 27 eirat! mens
T c w. glückl. Heirat!S 8 Herren, auch o. Verm. g Aus

Hirektion: kunft Fr. Pubſmann, Berlint. Elenberger- 58, Weſssenburger Str. 43.

Gute Musik
Erstklassige Getränke

Vorzügliche Konditorei

Kaffeehaus Orte
s00lbad Dürrenberg.

erghotel Edelacker
FREVBURG A.
Jeden Sonnlag-Nachmiltag

Krinſtler Konzert
abends

Moderne Tänze
in der Tanz-Diele

Zimmer mit und ohne Penslon.
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Kahlbaum-Büftet
Halie a. S, ür. Ulrichstr. 62

Orig. Wiener Schrammeln!
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Beilage zu Ar. 161 des Merſeburger Tageblattes
Mittwoch, den 12. Juli 1922

Deutſcher Reichstag
Noch keine Entſcheidung über das Schutzgeſetz.

Berlin, 11. Juli 1922.
Nachmittags um 2 Uhr 25 Minuten wird die Sitzung

eröffnet. Fortſetzung der zweiten Beratung des Geſetzes
zum Schutze der Republik, verbunden mit dem gleichnamigen
Jnitiativantrag der Unabhängigen.

Abg. Wiſſel (Soz.): Strafrecht und Strafprozeßord-
nung ſind Reichsſache. Rechtsgründe kann alſo Bayern bei
ſeiner Ablehnung nicht haben. Wir konnten der dritten
Leſung des Diſziplinargeſetzes für die Beamten nicht zu
ſtimmen, ehe wir nicht wiſſen, welche Geſtalt die anderen
Geſetze annehmen werden.

Abg. Graef, Thüringen (Deutſchnational): Auch im
Ausſchuß wurde uns das Geſetz in der gleichen Weiſe wie
früher vorgelegt: „Friß, Vogel, oder ſtirb!“ Von fern hörten
wir das Donnerrollen einer nahen Kataſtrophe: General-
ſtreikt uſw. Es war nicht nötig, uns von links her darauf
aufmmerkſam zu machen, aber wir laſſen uns nicht ein-
ſchüchtern. Wir proteſtieren gegen dieſe Art von Arbeit.
Sie iſt das Ende der demokratiſchen Freiheit. Die Beſtrafung
der Mörderzentralen iſt nur der Vorwand für andere Zwecke.
Der Paragraph l iſt nur das Feigenblatt für die Bindung
der nationalen Oppoſition. Reichskanzler und Reichsjuſtiz-
miniſter haben die Parole ausgegeben: Der Feind ſteht
rechts. Jch beneide ſie um ihre Verantwortung nicht. Eine
blutige Saat geht ſchon in Thüringen auf, und in Zwickan
hat es 15 Tote gegeben. (Lärm links, Zurufe: Lüge!) Wenn
wir die Ermordung Rathenaus mit Recht von unſeren Rock-
ſchößen abſchütteln, dieſes bleibt auf Jhnen hängen. Jch
gebe Herrn Stampfer zu, daß Fritz Adler irrſinnig war,
denn er iſt noch Sozialdemokrat. Furchtbarer Lärm links.)
Präſident Loebe ruft Zwiſchenrufer der Linken zur Ord-
nung „bittet aber auch den Redner, ſich zu mäßigen. (Zu-
ruf: Frechheit. Der Präſident rügt dieſen Zwiſchenruf.)

Reichsjuſtizminiſter Dr. Radbruch: Wir haben eben
eine ſehr provozierende Rede gehört. Sie paßt zu dem Bilde,
das wir uns von den Deutſchnationalen gemacht haben. Was
bedeutet das Gerede von dem Trennungsſtrich, ſolange noch
Männer wie Wulle, Claſſen und Graef nicht ausgeſchloſſen
ſind? Graef hat ſeiner Zeit die ungeheuerlichſten Verdächti-
gungen gegen Erzberger ausgeſprochen.

Der Vertreter Sachſens, Miniſter Lipinski, ſtellt
die Ausführung des Abg. Graef dahin richtig, daß nach amt-
licher ſächſiſcher Bekanntgabe in Zwickau nur zwei Perſonen
getötet ſeien.

Abg. Dr. Levi (Unabh.): Seine Partei verlange keine
Ketzergerichte, aber es ſei von ausſchlaggebender Bedeutung
für ſie, daß Laien am Staatsgerichtshof teilnähmen, die
auf dem Boden der demokratiſchen Republik ſtehen. Jn
Bayern müſſe auch das Spiel mit der Monarchie aufhören.

Abg. Dr. Bell (Zentrum): Provokationsreden wie die-
jenige des Abg. Graefes führen zur Kataſtrophe. Sollen

wir warten, bis auch der letzte Miniſter der Republik er-
mordet iſt?

Abg. Dr. Kahl (Deutſche Volkspartei) warnt vor übec-
triebener Eile und rechnet auf vorurteilsfreie Prüfung der
Anträge ſeiner Partei. Geſinnungen werde man mit dem
Geſetz kaum ändern. Als Redner unter ungeheurem Lärm
der Linken erklärt: Jm Unglück ſoll ein Volk ſeine Farben
nicht herunterholen und den Präſidenten um Schutz gegen
die Zurufe erſucht, fordert ihn Vizepräſident Dittmann auf,
weniger provokatoriſch nach links zu ſprechen. (Stürmiſche
Zurufe rechts: Parteipräſident.)

Abg. Dr. Schücking (Demokrat) weiſt auf die Ver-
ſchärfung hin, die die Demokratiſche Partei in das Geſetz
hineingebracht hat. Auch das Sprengen öffentlicher Ver-
ſammlungen ſoll künftig verboten ſein.

Abg. Emminger (Bayeriſche Volkspartei): Wenn
heute in Bayern eine Volksabſtimmung ſtattfinden würde,
würden 80 Prozent der Bevölkerung für die Monarchie
ſtimmen. Trotzdem denke in Bayern kein vernünftiger Mann
daran, etwa durch Staatsſtreich die Monarchie wiederherzu-
ſtellen. In Bayern ſei die Revolution nicht aus dem Volke
geboren, ſondern von Leuten nicht eigenen Stammes hinein
getragen worden. Eine Reichstagsauflöſung fürchte Bayern
nicht. Das Geſetz iſt übereilt eingebracht und verhandelt
worden.

Reichskanzler Dr. Wirth: Wir ſind uns alle
darüber klar, daß die Häufung der Anwendung der poli-
tiſchen Mordwaffe das Ende des Vaterlandes iſt. Die Rechte
hat ſolange geſchwiegen, um die Entgiftung der politiſchen
Atmoſphäre herbeizuführen. Der Redner verlieſt einen Brief
des Bundes der Kaiſertreuen vom November 1918 an Seine
Exzellenz Ebert, in dem es heißt, es ſei Pflicht jedes Ver-
ſtändigen, überall, wo ſich Arbeiter und Soldatenräte ge-
bildet hätten oder bilden würden, ſich hinter dieſe zu ſtellen.
Haben Sie nicht alle anläßlich der Ermordung Rathenaus
gefühlt, daß das Syſtem des politiſchen Mordes das Leben
in einem geordneten Staat abſolut unmöglich macht? Wenn
ſolche Befürchtungen geäußert ſind, wie die Emmingers.,
dann iſt es Zeit, daß man ein ſolches Geſetz alsbald ver-
abſchiedet. Es hat Regierungen in Deutſchland gegeben, die
bei elementaren Ausbrüchen der Volksmeinung zu ſpät ge-
kommen ſind. Jn München hatte am 9. November die Regie-
rung die Augen geſchloſſen. Es iſt eine leidenſchaftliche Be
wegung durch das Volk gegangen. (Zuruf rechts: Ver-
hetzung!) Aufhetzung war nicht nötig. Leider hat der Glaube
im Volke Eingang gefunden, daß es der Regierung nicht
ernſt ſei. Der Staatsgerichtshof iſt nichts Neues. Die An-
ſichten Emmingers werden uns in den bayeriſchen Zeitungen
verſchärft entgegentreten. Das iſt für uns unerträglich. Wer
immer mit geſchichtlichen Veränderungen und Entwicklungen
droht, der verſündigt ſich am Reich. Der Gedanke der
Reichseinheit darf überhaupt nicht zur Diosknſſion geſtellt
werden. Von einer Vertreibung der Herrſcherhäuſer von
der heimatlichen Scholle ſteht in dem Geſetz kein Wort. Der
Gegenſatz gegen Bayern läuft darauf hinaus: kann über-
haupt in Deutſchland oder Bayern auf die Dauer gegen eine

Klaſſe der Bevölkerung regiert werden oder muß dieſe Klaſſe
zur politiſchen Verantwortung herangezogen werden Das
Reparationsproblem drückt ungeheuer auf uns. Die poli-
tiſche Spannung zermürbt das Volk im Jnnern. Die
Schwierigkeiten des Geldproblems reißen die Klaſſen aus-
einander. War je ein Volk ſo in Not wie zur Stunde das
deutſche Die politiſche Atmoſphäre iſt überhitzt, nicht das
Geſetz. Jn dieſem Augenblick mit dem Geſetz zu zögern,
wäre Sünde. Wir haben raſch und entſchloſſen zugegriffen.
Der große Belagerungszuſtand hätte nicht geholfen. Am
Platz geweſen wäre ein Wettlauf der Länder, um dem
Reiche zu helfen.

Nach perſönlichen Bemerkungen
beratung auf Mittwoch vertagt.
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Nach dem Ausſchußbeſchluß werden zur Beſfſeitigung der
Hoheitszeichen der alten Staatsform zunächſt die Kronen auf
den Fahnenmaſten des Reichstagsgebäudes beſeitigt. Die
Frage der Beſeitigung oder Verſetzung des Standbildes
Wilhelms I. in der Wandelhalle wurde auf einen ſpäteren
Zeitpunkt vertagt.

Preußiſcher Landtag
Das Amneſtiegeſetz angenommen.

Berlin, 11. Juli 1922.
Der Geſetzentwurf über Abänderung der land wirtſchaft

lichen Unfallverſicherung wird mit einem kommuniſtiſchen
Ergänzungsantrag, der den Landwirtſchaftskammern den
Haupteinfluß bei der Zuſammenſetzung der Berufsgenoſſen-
ſchaften nimmt, in zweiter und dritter Leſung angenommen.

Das Schutzpolizeibeamtengeſetz wird in dritter Leſung
genehmigt, ebenſo eine Entſchließung, welche die lebensläng-
liche Anſtellung bei der Schutzpolizei anſtrebt.

Es folgt die dritte Beratung des Amneſtiegeſetzes und
der Diſziplinargeſetze für Richter und Beamte. Zum Amne-
ſtiegeſeß liegen mehrere Anträge vor, welche die in zweiter
Leſung geſtrichene Straffreiheit für Teilnahme am Eiſen-
bahnerſtreik wiederherſtellen wollen.

Abg. von der Oſten (Dn.) warnt davor, einen Weg zu
betreten, der zum Gewaltſtaat überleiten müſſe. Auch die de-
mokratiſche Partei Bayerns teile dieſe Befürchtung. Wir
haben. grundſätzlich immer wieder betont, daß wir lediglich
auf verfaſſungsmäßigem Wege eine andere Regelung der
Verhältniſſe herbeiführen wollen. Dieſes Ausnahmegeſetz
iſt umſo ſchwerer, als es ausſchließlich gegen rechts angewendet
wird. Hier handelt es ſich um den Schutz der europäiſchen
Kultur, und der altpreußiſche Wahlſpruch muß Geltung be-
halten: „Was Recht iſt, muß Recht bleiben.“

Miniſter Severing: Auch ich bin der Meinung, daß die
blutige Atmoſphäre nicht zuletzt auf den Druck der Entente
zurückzuführen iſt. Aber Reden, wie die Helfferichs, ver
mehren dieſen Druck nur. Ein Redakteur des „Deutſchen
Tageblattes“ rief zu einer neuen Bartholomäusnacht auf.

7
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(Hört, hört)) Jn allen Provinzen gibt es Verſchwörungen,
die, wenn auch nicht von den Deutſchnationalen organiſiert,
doch von dieſen wohlwollend unterſtützt werden. Das Sozia-
liſtengeſetz richtete ſich ausſchließlich gegen Sozialiſten, das
vorliegende Geſetz aber gegen Mörder, ganz gleich, ob und
wo ſie ſitzen. Jch werde unnachſichtlich gegen jeden Beamten
vorgehen, von dem ich erfahre, daß er ſich in irgend einer
Weiſe an einer monarchiſtiſchen Agitation beteilige, nicht,
daß ich es ihm übel nehme, monarchiſtiſch geſinnt zu ſein,
aber wenn er in dieſer gewitter-ſchwangeren Zeit einemonarchiſche Tätigkeit entfaltet, ſo muß er wegen Dummheit
aus dem Amte gebracht werden. Wird im übrigen von der
Linken mit denſelben Mitteln gegen die Republik gearbeitet,
ſo werde ich den Beweis erbringen, daß Sie (nach rechts)
nicht unter einem Ausnahmegeſetz gegen rechts ſtehen. (Beif.)

Abg. Schuhmann-Halle (Komm.) ſieht aus der Anwen-
dung des Geſetzes auch Gefahren für ſeine Partei herauf-
ziehen und fordert Ausdehnung des Amneſtiegeſetzes auch
auf die Eiſenbahner.

Abg. Rabold (USP.): Es zeige ſich wieder einmal das
traurige Ergebnis des Kuhhandels, bei deſſen Zuſtande-
bringen ſich der Abg. Leidig ſogar auf den weichen Teppichen
des Landtages Blutblaſen gelaufen habe. Der Zuhälter der
deutſchnationalen Mörder ſei Ludendorff. Der Sturz der
Mark ſei auf die deutſchnationalen Mörderorganiſationen zu-
rückzuführen. Der Schutz der Republik ſei aus wirtſchaftlichen
wie aus politiſchen Gründen geboten. Aber wie werde das
möglich ſein, wenn in der Republik Leute ſäßen wie Boelitz
und Dr. von Richter, deren monarchiſche Geſinnung klar er-
wieſen ſei?

Das Amneſtiegeſetz wird nunmehr auch in dritter
Leſung angenommen. Die Wiedereinbeziehung der Eiſen
vahner wird abermals abgelehnt. In der Geſamtabſtim-
mung ſtimmen 285 für das Geſetz, 59 dagegen. Auch das
Diſziplinargeſetz für nichtrichterliche Beamte wird mit 263
gegen 90 Stimmen angenommen, das Diſziplinarrecht für
Richter mit 264 gegen 88 Stimmen ebenfalls angenommen.

Ein Wort zur Getreideumlage.
Von Staatsminiſter a. D. Stegerwald.

Wir geben aus Gründen der Objektivität nachſtehen-
den Ausführungen Raum, ohne uns mit ihnen zu identi-
fizieren.

Die kommende Getreideumlage, die ſeit Monaten die
Gemüter in Erregung hält, hängt weder mit Welt-
anſchauungen noch mit grundſätzlichen Erwägungen irgend-
welcher Art zuſammen, ſondern iſt nichts mehr und nichts
weniger als eine Frage wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit.. Es
iſt nötig, dieſe Feſtſtellung als Baſis jeder Betrachtung zu
nehmen, weil nur dann die Möglichkeit leidenſchaftsloſer
Stellungnahme gegeben iſt.

Wie liegen die Dinge? Richtig iſt, daß bei Beratung der
vorjährigen Getreideumlage, auch von verantwortlicher
Stelle, der Hoffnung Ausdruck gegeben wurde, die Umlage
für das Erntejahr 1921/22 werde die letzte derartige Maß-
nahme ſein. Ebenſo richtig iſt aber auch, daß es ſich nicht
um eine verbindliche Erklärung der Reichsregierung, ſondern
nur um eine wenn auch ſtark betonte Mutmaßung handelte.

Auch die vorjährige Umlage iſt als unerfüllbar, als
unerträglich und produktionshemmend hingeſtellt worden.
Tatſache iſt jedoch, daß bis zum 17. Mai dieſes Jahres

2 472 959 Tonnen 98 vom Hundert der auf 2,5 Millionen
Tonnen bemeſſenen Umlage abgeliefert worden ſind. Es
iſt alſo trotz aller reichlich geäußerten Befürchtungen ge-
gangen. Dabei ſoll nicht beſtritten werden, daß das letzt-
jährige Umlageverfahren techniſch und organiſatoriſch mit
großen Mängeln behaftet war. Dieſe Fehler ſind beim
diesjährigen Entwurf berückſichtigt worden und man hat
verſucht, ſie zu beſeitigen. Mit jeder Maßnahme zur Ver-
feinerung des Verfahrens und höchſtmöglicher Gerechtigkeit
enden Reichsrat und Reichstag vorbehaltlos einverſtanden
ein.

Die vorjährige Form der Preisfeſtſetzung war falſch.
Es geht nicht an, bei unſeren ſchwankenden Wertverhältniſſen
für ein ganzes Jahr im voraus einen Einheitspreis feſt
zuſetzen. Der Deutſche Gewerkſchaftsbund hat deshalb zur
diesjährigen Umlage vorgeſchlagen, für jeden der vier Ab-
lieferungstermine den Preis nachzuprüfen und ihn, wenn
nötig, zu ändern. Das im diesjährigen Geſetz vorgeſehene
Preisfeſtſetzungsverfahren wird die ängel des Vorjahres
beſeitigen.

Die Landwirtſchaft kann alſo nicht ſagen, daß auf ihre
berechtigten Beanſtandungen keine Rückſicht genommen iſt.
Andererſeits muß ſie ſich aber damit abfinden, daß ihr
privatwirtſchaftliches Jntereſſe am jeweils höchſten Preis
dem größeren Geſichtspunkt, dem der Sicherung der Brot-
verſorgung zu erſchwinglichem Preiſe, untergeordnet wird.
Die Landwirtſchaft will zum jeweiligen Marktpreis

liefern. Freier Marktpreis iſt gleich Weltmarktpreis, der
wegen des Tiefſtandes unſerer Valuta außerordentlich hoch
iſt und bleiben wird. Der reine Weltmarktpreis würde eine
Vervielfachung des Brotpreiſes mit allen ſeinen böſen Folgen
bedeuten. Die Situation glaubt die Reichsregierung nicht
verantworten zu können und verlangt deshalb in Ueber-
einſtimmung mit großen Parteien, daß wenigſtens ein Teil
des zur Brotverſorgung notwendigen Getreides unter dem
Weltmarktpreis geliefert wird.

Dieſes Opfer muß die Landwirtſchaft bringen. Sie
ſteht nicht allein damit. Alle Hypothekengläubiger der
Landwirtſchaft z. B., die gute Goldmark gegeben und jetzt
ihr Kapital in faſt wertloſem Papiergelde erhalten, haben
ein unvergleichlich größeres Opfer gebracht. Daß auch viele
andere Schichten unſeres Volkes wir verweiſen auf die
Hausbeſitzer gebundener Preisbildung unterliegen, darf
als bekannt vorausgeſetzt werden. Die Ausfuhrinduſtrie muß
die ſoziale Abgabe entrichten, die in dieſem Jahre ungefähr
dieſelbe Summe darſtellt, mit der durch das Umlage-Getreide
die Landwirtſchaft belaſtet werden ſoll.

Kein vernünftiger Menſch denkt daran, der deutſchen
Landwirtſchaft das Leben über Gebühr zu erſchweren. Die
Wichtigkeit einer höchſt leiſtungsfähigen Landwirtſchaft iſt
unbeſtritten: auch ſie ſoll und muß verdienen Das kann die
Landwirtſchaft aber auch, ſelbſt wenn ſie noch einmal 2,5
Millionen Tonnen Umlagegetreide unter dem Weltmarktpreis
abgibt, denn dieſes Quantum iſt nur ein geringer Bruch-
teil der land wirtſchaftlichen Erzeugung überhaupt. Für
ihre geſamte Getreideernte außerhalb der Umlagemenge, für
Fleiſch, Gemüſe, Kartoffeln, Zuckerrüben, Forſtwirtſchaft und
dergleichen iſt freier Markt, beſteht kein Abgabezwang zum
verbilligten Preis. Das aber ſind Gewinnquellen, die es
erträglich machen, einen Teil der Erzeugung verbilligt ab-
zugeben. Aus allen dieſen Gründen heraus hat nach ſorg-
fältigſter Ueberlegung und eingehender Beratung der Deutſche
Gewerkſchaftsbund ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß auch

im kommenden Erntejahre am Gedanken der Umlage feſt-
gehalten werden muß. Gemeinſam mit der Landwirtſchaft
hoffen wir, daß der Zeitpunkt nicht mehr fern iſt, der es
geſtattet, auch die letzten Reſte der Zwangswirtſchaft zu be-
ſeitigen. Mindeſtens aber in dieſem Jahre ſind wir noch
nicht ſo weit.

Poliriſche Rundſchau
Verhetzung.

Es iſt bekannt, daß viele Braunkohlenwerke wegen Ab-
wanderung der Arbeiter unter empfindlichem Arbeitermangel
zu leiden haben. Um die ſchweren Schädigungen, die dieſer
Ausfall für die Produktion im Gefolge haben muß, nach Mög-
lichkeit abzuwenden, ſind ſtellenweiſe aus den ehemals deut-
ſchen oberſchleſiſchen Gebieten vertriebene deutſche Bergleute
auf den Gruben angelegt worden. Dieſer klare Tatbeſtand
hat dem kommuniſtiſchen Abgeordneten Zimmermann Veran-
laſſung gegeben, im thüringiſchen Landtag eine Anfrage an
die thüringiſche Regierung zu ſtellen, die an Entſtellung und
demagogiſcher Verhetzung kaum noch zu überbieten iſt. Es
wird in dieſer Anfrage ausgeführt, daß die Unternehmer
„trotz der erzielten ungeheuren Gewinne“ die durchaus be-
rechtigten Forderungen der Bergarbeiter ablehnen, daß die
„gewinnſüchtigen Unternehmer“ ferner dazu übergehen, die
„niederträchtigen Maßnahmen“ gegen die Arbeiterſchaft zu
ergreifen. Hierzu zählt der Anfrager die ſogenannten Werks-
beſetzungen nach dem Beiſpiel der amerikaniſchen Pinkertons.
Als eine derartige Werksbeſetzung ſpricht er die eben angedeu
tete Unterbringung von einigen vertriebenen oberſchleſiſchen
Bergleuten im mitteldeutſchen Revier an. Angeblich ſollen
die Arbeiter des Reviers in dieſen vertriebenen Kameraden
„verkappte rn Formationen“ erblicken. Nach
dieſen Darlegungen ſtellte Zimmermann dann über dieſen
Fall fünf Fragen an die Regierung. Der ſachliche Hinter
grund dieſer Frage iſt, wie ſchon hervorgehoben wurde,
außerordentlich einfach und klar. Es erübrigt ſich deshalb
nach dieſer Richtung jedes Wort. Man kann ſich nur werten
als eins der vielen ſkrupelloſen Mittel der extremen Links-
parteien, um die nach dem bedauerlichen Rathenau- Mord
einſetzende Erregung in der Arbeiterſchaft immer wieder aufs
neue anzuſtacheln und auf Siedehitze zu halten.

Franzöſiſche Einmiſchung in die deutſche Verwaltung.
Jn der „Frankf. Ztg.“ wird folgendes mitgeteilt:

„Franzöſiſche Dolmetſcher ſuchen in der Pfalz die Land-
bürgermeiſter gegen die Getreideumlage aufzuwiegeln. Sie
legen ihnen Fragebogen vor, auf denen es unter anderem
heißt: Sind Sie bereit, den Schutz der franzöſiſchen Re-
gierung gegen die Maßnahmen der deutſchen Regierung, be-
treffs des Getreideumlageverfahrens anzurufen? Gleichzeitig
hat der Pfalzdelegierte der Rheinlandkommiſſion, General
de Metz (immer noch ein General), gegen die Anbauflächen-
erhebung Einſpruch erhoben, die zur Vorbereitung der Ge-
treideumlage beſtimmt iſt.“ Dieſe ungeheuerliche Nachricht
veranlaßte die Abgeordneten Hemeter, Hergt, Dr.
Helfferich eine Anfrage an die Reichsregierung zu
richten, in der ſie dieſelbe fragen, ob dieſe Meldung den Tat-
ſachen entſpricht und was die Regierung gegebenenfalls zu
tun gedenkt, um dieſe unzuläſſige Einmiſchung in die deutſche
Verwaltung und ſolche Verſuche der Aufwiegelung der deut-
ſchen Borlerung gegen ihre Behörden zu unterbinden.
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